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Analyse des gegenwärtigen Potenzials der Bauzonen für 
Wohn- und Arbeitsnutzung 
 

I. Zusammenfassung des Postulats 

Mit dem am 12. September 2014 eingereichten und begründeten Postulat ersucht Grossrat Fritz 
Glauser den Staatsrat, das Potenzial der rechtskräftig ausgeschiedenen Bauzonen – insbesondere der 
Wohn- und Arbeitszonen – detailliert zu analysieren. Diese Analyse wird vor dem Hintergrund der 
neuen Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Raumplanung, die seit dem 1. Mai 2014 in Kraft 
sind, verlangt. 

 
II. Antwort des Staatsrats 

Die verlangte Analyse zeigt, dass der Verfasser den Paradigmawechsel, der mit der Teilrevision des 
Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG) einhergeht, verstanden hat. Nach dem neuen 
Bundesrecht hat nämlich die Verwaltung der Bauzonen Priorität. Das heisst, das gehortete Bauland 
muss mobilisiert, das Siedlungsgebiet revitalisiert und die urbanen Gebiete verdichtet werden. Erst 
wenn alle Massnahmen für eine optimale Nutzung der bestehenden Bauzonen getroffen wurden, 
kann eine Erweiterung der Bauzone in Betracht gezogen werden, wobei diese Neueinzonungen in 
jedem Fall geringer ausfallen werden als in der Vergangenheit. 

1. Umsetzung des Bundesgesetzes im Kanton Freiburg 

Infolge der Teilrevision des RPG müssen die Kantone zwei Arten von Arbeiten durchführen: 

a) Anpassung des kantonalen Rechts 
b) Anpassung des kantonalen Richtplans 

Konkret will der Staat Freiburg zuerst die kantonale Gesetzgebung anpassen und dann den 
kantonalen Richtplan revidieren. 

a) Anpassung des kantonalen Rechts 

Das kantonale Gesetz wurde vor Kurzem revidiert. Nun müssen neue Bestimmungen eingeführt 
werden, um eine Mehrwertabgabe erheben zu können, die Verdichtung zu fördern, die 
rechtliche Verfügbarkeit der Grundstücke in der Bauzone sicherzustellen und um die 
Grundeigentümer anzuhalten, ihre Grundstücke tatsächlich zu bebauen. Des Weiteren muss die 
Autonomie der Gemeinden in der Raumplanung eingeschränkt werden, namentlich in Bezug 
auf die Bemessung der Bauzonen. Es ist hingegen nicht vorgesehen, die Gesetzgebung einer 
grundlegenden Revision zu unterziehen; denn der kantonale Richtplan, der die kantonale 
Raumplanungsstrategie, den materiell-rechtlichen Inhalt und die Modalitäten für die 
Umsetzung definiert, ist das Hauptinstrument für die Umsetzung des RPG. Die Änderung des 
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RPBG befindet sich seit Dezember 2014 bis März 2015 in der öffentlichen Vernehmlassung. Je 
nach Länge der Debatten im Grossen Rat ist ein Inkraftsetzen Mitte 2016 denkbar. 

b) Totalrevision des kantonalen Richtplans 

Der heute geltende kantonale Richtplan wurde 2002 vom Staatsrat verabschiedet und 2004 vom 
Bundesrat genehmigt. Das RPG verlangt, dass der kantonale Richtplan alle zehn Jahre 
gesamthaft überprüft wird. Die 1999 vom Grossen Rat definierte Strategie, die als 
Arbeitsprogramm für den kantonalen Richtplan dient, muss angesichts der politischen 
Veränderungen einer Neubeurteilung unterzogen werden. 

Seit 2004 hat der Bund keine Änderung in den Bereichen Siedlung oder Verkehr genehmigt. 
Aus seiner Sicht entspricht die aktuelle Form des kantonalen Richtplans nicht den Vorgaben 
des Bundes – vor allem, weil er für die Gemeinden nicht bestimmt genug ist. Somit muss die 
Form des Richtplans grundlegend überarbeitet werden. 

Auch der Inhalt des Richtplans muss angesichts der neuen Artikel 8 Abs. 2 und 8a RPG 
vollständig revidiert werden. Die Ergänzung des Leitfadens Richtplanung, den das ARE im 
April 2014 veröffentlichte, legt zudem die Anforderungen fest, die für eine Genehmigung des 
Richtplans durch den Bund erfüllt sein müssen. Vor allem für die Westschweizer Kantone (mit 
Ausnahme von Genf) und für den Kanton Bern geht dies mit einer fundamentalen Änderung 
der Rolle des kantonalen Richtplans in der Hierarchie der Raumplanungsinstrumente einher. 

Um die Kohärenz mit den Massnahmen sicherzustellen, die die Siedlung betreffen, müssen 
auch die anderen Kapitel des Richtplans überprüft werden. Dies gilt namentlich für die Kapitel 
Verkehr und Umwelt. 

Die Revisionsarbeiten sind im Gang. In diesem Zusammenhang sei noch in Erinnerung 
gerufen, dass die letzte Totalrevision des kantonalen Richtplans von 1997 bis 2004 dauerte. 

2. Mindestinhalt des Kapitels Siedlung des kantonalen Richtplans 

Das Bundesgesetz legt fest, dass die Kantone für die Erstellung ihrer Richtpläne Grundlagen 
erarbeiten müssen. Diese können unterschiedliche Formen haben, erlauben es aber, die 
wissenschaftlichen Grundlagen zu verstehen, die für die Festlegung der Grundsätze im Allgemeinen 
oder der Grundsätze betreffend Standort herangezogen wurden. 

Gemäss dem neuen Buchstaben a von Artikel 6 Abs. 3 RPG müssen die Kantone vor der 
Ausarbeitung des kantonalen Richtplans Aufschluss über den Stand und die anzustrebende 
Entwicklung ihres Siedlungsgebiets geben. Das bedeutet, dass sich die Analyse, die vom 
eidgenössischen Gesetzgeber verlangt wird, nicht auf die Wohn- und Arbeitszonen beschränken 
darf, sondern das gesamte Siedlungsgebiet abdecken muss. 

Zum Mindestinhalt der Richtpläne im Bereich Siedlung1 ist zu sagen, dass der Richtplan die 
Grundsätze, Massnahmen oder allfälligen Standorte definieren und festlegen muss: 

> wie gross die Siedlungsfläche insgesamt sein soll (maximale Gesamtfläche der Bauzonen in den 
nächsten zwanzig Jahren), wie sie im Kanton verteilt sein soll und wie ihre Erweiterung regional 
abgestimmt wird; 

                                                 

1 Siehe Artikel 8a RPG. 
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> wie Siedlung und Verkehr aufeinander abgestimmt und eine rationelle sowie flächensparende 
Erschliessung sichergestellt werden; 

> wie eine hochwertige Siedlungsentwicklung nach innen bewirkt wird; 

> wie sichergestellt wird, dass die Bauzonen innert festzusetzender Frist korrekt bemessen sind 
und tatsächlich innert fünfzehn Jahren überbaut werden; 

> wie die Siedlungserneuerung gestärkt wird. 

Parallel zum teilrevidierten RPG veröffentlichte das Bundesamt für Raumentwicklung am 2. April 
2014 eine Ergänzung des Leitfadens Richtplanung, mit welcher die Kriterien für die Beurteilung der 
Entwürfe für die kantonalen Richtpläne festgelegt werden. Betreffend dem bestehenden Potenzial 
innerhalb der rechtskräftig ausgeschiedenen Bauzonen werden folgende Aspekte geprüft: 

> Wurden die Grundlagen zu Stand und Entwicklung des Siedlungsgebiets (Bauzonen) erarbeitet? 

> Ist die vorgeschlagene Grösse des Siedlungsgebiets angesichts der für die Bevölkerungs- und 
Arbeitsplatzentwicklung angenommenen und validierten Szenarien2 plausibel? 

> Ist die Verteilung des Siedlungsgebiets mit der kantonalen Raumentwicklungsstrategie 
koordiniert3 und ausreichend begründet? 

> Ist die maximale Siedlungsfläche behördenverbindlich definiert? 

> Ist eindeutig festgelegt, dass Einzonungen künftig nur innerhalb des Siedlungsgebiets möglich 
sind? 

> Ist eindeutig festgelegt, dass sämtliche Einzonungen innerhalb des Siedlungsgebiets die 
Vorgaben für eine korrekte Bauzonendimensionierung, namentlich jene nach Artikel 15 RPG, 
einhalten müssen. 

> Ist eindeutig festgelegt, dass Bauzonenerweiterungen nur dann in Betracht kommen, wenn die 
anderen Möglichkeiten (Verdichtung, Nutzung der brachliegenden oder freien Flächen) 
innerhalb des Planungshorizonts4 zu einem grossen Teil ausgeschöpft sind. 

> Sieht der Kanton Massnahmen vor, um die Reserven in den Siedlungsgebieten zu mobilisieren? 

> Hat der Kanton die Gemeinden bestimmt, in denen die Bauzonen überdimensioniert oder 
schlecht gelegen sind, und wie die Situation korrigiert werden könnte? 

> Sieht der Kanton vor, an die Stelle der Gemeinden zu treten, falls diese nicht innerhalb von 5 
Jahren ab Genehmigung des Richtplans Massnahmen zur Verringerung der 
Bauzonenüberdimensionierung treffen? 

> Sieht der Kanton vor, Neueinzonungen mit einer Auszonung derselben Fläche zu kompensieren, 
solange es im Kanton eine Bauzonenüberdimensionierung gibt? Wie wird diese Kompensation 
sichergestellt? 

> Legt der Kanton fest, wie die Bauzonen optimal genutzt werden müssen, falls Einzonungen von 
Fruchtfolgeflächen vorgesehen sind? 

> Legt der Kanton fest, unter welchen Bedingungen neue Arbeitszonen in Betracht gezogen 
werden können? 

                                                 

2 Weiterer obligatorischer Inhalt, der vom Bund genehmigt werden muss. 
3 Siehe Fussnote 2. 
4 15 Jahre im Falle der Ortspläne. 
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> Sieht der Kanton ein System für eine Verwaltung der Arbeitszonen auf regionaler oder höherer 
Ebene vor (Voraussetzung für jegliche Erweiterung)? 

> Legt der Kanton fest, wie die Verbindung hergestellt wird zwischen der Gesamtverwaltung der 
bestehenden Arbeitszonen und der Möglichkeit, neue Arbeitszonen für neue wirtschaftliche 
Tätigkeiten zu planen? 

> Legt der Kanton fest, wie die korrekte Dimensionierung aller Bauzonentypen auf 
überkommunaler Ebene in den Ortsplänen sichergestellt wird. 

> Garantiert der Kanton die Einführung eines Systems, mit dem die Entwicklung der Bauzonen 
verfolgt werden kann, sodass bei Bedarf Korrekturmassnahmen getroffen werden können? 

Wie bereits erwähnt, haben die Arbeiten für die Totalrevision des kantonalen Richtplans bereits 
begonnen. Es ist vorgesehen, Ende 2014 und im Laufe von 2015 das kantonale Planungsprogramm5 
auszuarbeiten, um es Ende 2015 – Anfang 2016 dem Grossen Rat unterbreiten zu können. Die 
erforderlichen Grundlagen, die auch im hier behandelten Postulat verlangt werden, werden 
zwischen 2015 und 2016 erstellt. Die Texte und Pläne für den kantonalen Richtplan stehen 2016 auf 
dem Programm. Ende 2017 folgt dann die öffentliche Vernehmlassung. Die Verabschiedung auf 
kantonaler Ebene ist im Herbst 20186 vorgesehen – nachdem das Dokument dem Grossen Rat zur 
Information vorgelegt wurde. Das Endziel ist die Genehmigung des kantonalen Richtplans durch 
den Bund im Mai 2019. 

Zusammenfassend hält der Staatsrat fest, dass er die Ausarbeitung einer Grundlagenstudie, die die 
verschiedenen im Postulat gestellten Fragen beantwortet und bei der das Potenzial der rechtskräftig 
ausgeschiedenen Bauzonen vertieft analysiert wird, befürwortet. 

So empfiehlt Ihnen der Staatsrat, das Postulat erheblich zu erklären. Allerdings: Die Grundlagen 
zum Potenzial der rechtskräftig ausgeschiedenen Bauzonen wird bei der öffentlichen Auflage des 
Entwurfs für den kantonalen Richtplan und damit Ende 2017 veröffentlicht werden. Die verlangte 
Analyse wird mit anderen Worten nicht als Antwort auf das vorliegende Postulat, sondern im 
Rahmen der Totalrevision des kantonalen Richtplans vorgenommen werden. 

15. Dezember 2014 

                                                 

5 Instrument, das in der Zuständigkeit des Grossen Rats ist. 
6 Ist eine Gemeinde überhaupt nicht einverstanden mit dem Entwurf des kantonalen Richtplans, den der Staatsrat dem 

Grossen Rat vorzulegen gedenkt, kann sie eine Anhörung verlangen (Art. 12 RPBR). Aus diesem Grund muss 
genügend Zeit für die Behandlung der Bemerkungen, die im Rahmen der öffentlichen Vernehmlassung eingereicht 
werden, eingeplant werden. 
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